
BGH-Urteil zur Pflicht eines Altenheimträgers, die körperliche 

Unversehrtheit der Heimbewohner zu schützen: 

Endlich Klarheit geschaffen 

 
Der BGH hat ein für alle Alten- und Pflegeheime bemerkenswertes Grundsatzurteil gefällt, das Klarheit schafft 

über die haftungsrechtliche Situation der Heimträger gegenüber ihren Bewohnern. Was sind die Hintergründe?  

 

Seit etwa fünf Jahren hat sich die Haftungssituation der Träger von Alten- und Pflegeheimen dramatisch 

verändert. Haben die Krankenkassen früher nur vereinzelt Regresse bei Unfällen ihrer Mitglieder in Heimen 

geltend gemacht, führte der stetige personelle Ausbau der Regressabteilungen dazu, dass inzwischen jeder Sturz, 

jeder kleinste Schaden zu einem Regressfall gemacht wird und sich die Haftpflichtversicherer der Heime mit 

Tausenden von Schadenfällen zu befassen haben.  

 

Dies hatte zunächst Konsequenzen für die Haftpflichtversicherung von Heimen. Früher wurden diese Fälle meist 

über Teilungsabkommen erledigt. Teilungsabkommen sind Verträge zwischen Krankenkassen oder 

Kassenverbänden mit den einzelnen Haftpflichtversicherern. Diese Verträge beinhalten im wesentlichen die 

Absprache, auf die Prüfung der Haftungsfrage zu verzichten und der Krankenkasse einen gewissen Prozentsatz - 

meist 45 % - ihrer Aufwendungen zu ersetzen, wenn im Schadenfall ein Mitglied der Krankenkasse verletzt 

wurde, dies zu Aufwendungen bei der Krankenkasse geführt hat und möglicherweise ein Schadenersatzanspruch 

des Versicherten geltend gemacht werden kann.  

 

Abrechnungsflut durch Teilungsabkommen  

 

Spezielle Konsequenz im Altenheimbereich war, dass so gut wie alle Sturzfälle, die im Heimbereich geschehen, 

über diese Abkommen abgerechnet werden konnten. Denn die Schäden stehen im Zusammenhang mit dem 

versicherten Risiko - Betriebshaftpflichtversicherung -, und naturgemäß kann die Möglichkeit einer Haftung im 

Regelfall nicht im vornherein völlig ausgeschlossen werden.  

 

Diese war unproblematisch, so lange die Krankenkassen nur in sehr beschränktem Umfang überhaupt Regresse 

durchführten. Die Situation änderte sich aber, nachdem die Kassen zielgerichtet ihr Regresswesen entwickelten 

und personell stark anbauten. Nunmehr kam es zu erheblichen Schadenaufwendungen mit der Folge extrem 

steigender Haftpflichtprämien für die Heime.  

 

Die Ecclesia Gruppe als führender Versicherungsmakler im Altenheimbereich war immer der Auffassung, dass 

für die betroffene Personengruppe aufgrund ihres Alters ein erhöhtes Sturzrisiko gegeben ist, das als Teil des 

allgemeinen Lebensrisikos hinzunehmen ist. Ferner, dass es in fast all diesen Fällen um eine Abwägung 

zwischen dem Ziel möglichst hoher Sicherheit für die Person und dem Bestreben der Heimträger, ihren 

Bewohnern ein noch möglichst selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen, geht und im Zweifel letzterem Ziel der 

Vorrang gebührt. Auch deshalb, weil mobilitätsvermindernde Maßnahmen wie Fixierungen nicht nur das Recht 

auf Bewegungsfreiheit der betreuten Personen beschränkt, sondern sogar das Risiko zu stürzen gerade erhöht.  

 

Nicht gebundene Versicherer empfohlen  
 

Wir haben deshalb den von uns betreuten Heimen empfohlen, für die Haftpflichtversicherung Versicherer zu 

wählen, die keine Teilungsabkommen für den Heimbereich haben und in denen jeder Einzelfall nach Sach- und 

Rechtslage zu entscheiden ist. Gleichzeitig erging die Empfehlung, durch gezielte Maßnahmen des 

Risikomanagements die Gefahr für die Bewohner auf das Mögliche zu reduzieren.  

 

Diesem Rat ist ein Großteil unserer Kunden gefolgt. Damit ist es gelungen, die Prämie für die 

Haftpflichtversicherung in einer erträglichen Größenordnung zu halten. Gleichzeitig wurden aber die Heime und 

damit auch die Versicherer mit einer Flut von Anspruchsstellungen überhäuft, die alle nach Sach- und 

Rechtslage zu entscheiden waren.  

 

Sicherheit contra Selbstbestimmung  
 

In den Streitfällen geht es immer wieder um die Abwägung zwischen Sicherheit und selbstbestimmtem Leben 

und um die Frage der Beweislast. Die Krankenkassen haben dabei die Auffassung vertreten, nicht sie müssten 

ein Verschulden des Heimträgers bzw. seiner Mitarbeiter beweisen, sondern das Heim müsse sich entlasten. 

Darüber hinaus sei im Zweifel dem Sicherungsbedürfnis der Vorrang einzuräumen. Soweit das Heim von 

entsprechenden Maßnahmen - wie insbesondere Fixierungen - absehe, müsse gegebenenfalls rund um die  

Uhr eine Beaufsichtigung erfolgen.  



 

Dem wurde von Seiten der Haftpflichtversicherer und uns heftig widersprochen. Die Pflichten müssten sich an 

den wirtschaftlichen Möglichkeiten orientieren. Permanente Sicherungsmaßnahmen stünde das Recht der 

betreuten Personen auf ein möglichst selbstbestimmtes Leben entgegen. Auch wenn sich ein Großteil der 

Gerichte dieser Argumentation angeschlossen hat, gab es vereinzelt gegensätzliche Entscheidungen. Die 

Entscheidung des Bundesgerichtshofes setzt für diese Diskussion einen erfreulichen Schlusspunkt.  

 

Der konkrete Fall  

 

Worum ging es in dem Schadenfall? Die klagende Krankenkasse machte gegen die von uns betreute Trägerin 

eines Altenpflegewohnheims einen gemäß § 116 SGB X übergegangenen Schadenersatzanspruch einer bei 

einem Unfall verletzten Heimbewohnerin geltend. Sie ist gesetzlicher Krankenversicherer einer im Jahre 1912 

geborenen Frau, die seit 1997 in einem von dem Heimträger betriebenen Wohnheim lebt.  

 

Die Frau hatte sich in den Jahren 1994 bis 1998 bei drei Stürzen jeweils erhebliche Verletzungen zugezogen. 

Nach dem Pflegegutachten ist sie hochgradig sehbehindert, zeitweise desorientiert und verwirrt; ihr Gang ist sehr 

unsicher. Sie ist der Pflegestufe III zugeordnet. Im Juni 2001 wurde sie in der Zeit der Mittagsruhe in ihrem 

Zimmer vor dem Bett liegend gefunden. Sie hatte sich eine Oberschenkelhalsfraktur zugezogen, weswegen sie  

stationär und ambulant behandelt werden musste.  

 

Die Krankenkasse war der Auffassung, der Unfall sei auf eine Pflichtverletzung des Heims zurückzuführen. Man 

habe versäumt, die sturzgefährdete Bewohnerin in ihrem Bett zu fixieren, zumindest die Bettgitter hochzufahren. 

Außerdem hätte man der Bewohnerin Hüftschutzhosen anlegen müssen, durch die das Risiko eines 

Knochenbruchs bei einem Sturz gemindert worden wäre.  

 

Richtungskorrektur durch den BGH  

 

Während das Landgericht der Klage im wesentlichen stattgegeben hatte, wies sie das Kammergericht ab, ließ 

aber die Revision zur grundsätzlichen Klärung der Frage zu, unter welchen Voraussetzungen ein Pflegeheim für 

Verletzungen einzustehen hat, die sich ein Bewohner während des Aufenthaltes zuzieht. Der III. Zivilsenat hat 

daraufhin die Revision der Krankenkasse mit folgender Begründung zurückgewiesen: Der Heimträger müsse für  

Unfallfolgen nur dann eintreten, wenn nachweislich Obhutspflichten zum Schutz der körperlichen 

Unversehrtheit der ihm anvertrauten Heimbewohner oder allgemeine Verkehrssicherungspflichten verletzt 

wurden.  

 

Diese Pflichten seien aber begrenzt auf die in Pflegeheimen üblichen Maßnahmen, die mit einem vernünftigen 

finanziellen und personellen Aufwand realisierbar sind. Maßstab sei das Erforderliche und das für die 

Heimbewohner und das Pflegepersonal Zumutbare. Dabei sei insbesondere auch die Würde und die 

Selbständigkeit der Bewohner zu wahren.  

 

Das Berufungsgericht habe es auch mit Recht abgelehnt, der Klägerin Beweiserleichterungen im Sinne einer 

Beweislastumkehr zugute kommen zu lassen. Allein der Umstand, dass die Heimbewohnerin im Bereich des 

Pflegeheims gestürzt sei und sich dabei verletzt habe, lasse nicht den Schluss auf eine schuldhafte 

Pflichtverletzung des Pflegepersonals der beklagten Heimträgerin zu. Darlegungs- und beweisbelastet sei 

deshalb die Krankenkasse.  

 

Für die Pflegenden habe nach den Besonderheiten des Einzelfalls kein hinreichender Anlass bestanden, die 

Bewohnerin zu fixieren oder die Bettgitter hochzufahren. Auch habe keine Verpflichtung bestanden, der 

Bewohnerin Hüftschutzhosen anzuziehen.  

 

Soweit die bisher bekannten Aussagen des BGH.  

 

Vorrang für selbst bestimmtes Leben  

 

Die Entscheidung ist im Ergebnis wie in der Begründung nur zu begrüßen. Damit ist endgültig klargestellt, dass 

die von hier schon immer vertretene Auffassung, wonach der Träger nicht für jede Verletzung eines Bewohners 

im Heim verantwortlich ist, zutreffend ist. Ferner, dass im Zweifel dem Recht auf ein möglichst selbst 

bestimmtes Leben der Vorrang einzuräumen ist vor allzu weit gehenden Sicherungsmaßnahmen.  

 

Diese Grundsatzentscheidung wird deshalb hoffentlich bewirken, dass die Krankenkassen ihre Strategie 

überdenken und aufhören, Heime wie Haftpflichtversicherer mit Massenverfahren zu überziehen und jeden 

Unfall zur Anmeldung zu bringen. Auch wird es zukünftig erforderlich sein, bei Ansprucherhebung ausdrücklich 

darzulegen, worin eine schuldhafte Handlung des Pflegepersonal zu sehen sein soll. Der lapidare Hinweis - wie  



bisher - auf eine angebliche automatische Beweislastumkehr wird nicht ausreichen.  

 

Rückgang angemeldeter Schadenfälle in Sicht  

 

Dies wird hoffentlich zu einer deutlichen Reduzierung der gemeldeten Schadenfälle zur Haftpflichtversicherung 

von Altenheimen führen mit der Folge, dass die Versicherungsprämien stabil und für die Heimträger finanzierbar 

bleiben. Doch auch die Träger der Alten- und Pflegeheime sind in der Pflicht. Trotz dieser Entscheidung sind 

weiterhin große Anstrengungen notwendig, um über Qualitätssicherung und Risikomanagement das Risiko für 

die betreuten Bewohner möglichst gering zu halten. Denn alle Beteiligten dürfen nicht vergessen, dass bei jedem 

Schadenfall nicht die wirtschaftlichen Interessen, sondern das Einzelschicksal des betroffenen Menschen im 

Mittelpunkt stehen sollte.  
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BGH: Zur Pflicht des Trägers eines Pflegewohnheims, die körperliche 

Unversehrtheit der Heimbewohner zu schützen 

 
Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat folgenden Fall entschieden:  

 

Die klagende Allgemeine Ortskrankenkasse Berlin machte gegen die beklagte Trägerin eines 

Altenpflegewohnheims einen kraft Gesetzes (§ 116 SGB X) übergegangenen Schadensersatzanspruch einer bei 

einem Unfall verletzten Heimbewohnerin geltend. Die Klägerin ist gesetzlicher Krankenversicherer einer im 

Jahre 1912 geborenen Rentnerin, die seit 1997 in einem von der Beklagten betriebenen Pflegewohnheim lebt. In 

den Jahren 1994 bis 1998 hatte die Versicherte sich bei drei Stürzen jeweils erhebliche Verletzungen zugezogen.  

Ausweislich des von der Klägerin vorgelegten Pflegegutachtens ist sie hochgradig sehbehindert, zeitweise 

desorientiert und verwirrt; ihr Gang ist sehr unsicher. Sie ist der Pflegestufe III zugeordnet. Am 27. Juni 2001 

wurde sie in der Zeit der Mittagsruhe in ihrem Zimmer vor ihrem Bett liegend aufgefunden. Sie hatte sich eine 

Oberschenkelhalsfraktur zugezogen, derentwegen sie stationär und anschließend ambulant behandelt werden 

mußte.  

 

Die Klägerin war der Auffassung, daß der Unfall auf eine Pflichtverletzung der Beklagten zurückzuführen ist. 

Sie lastete der Beklagten insbesondere an, diese habe es versäumt, die sturzgefährdete Bewohnerin in ihrem Bett 

zu fixieren, zumindest die Bettgitter hochzufahren. Außerdem hätte die Beklagte der Bewohnerin 

Hüftschutzhosen (Protektorhosen) anlegen müssen, durch die die Gefahr eines Knochenbruchs bei einem Sturz 

gemindert worden wäre.  

 

Das Landgericht hat der auf Ersatz der von der Klägerin getragenen Heilbehandlungskosten gerichteten Klage 

im wesentlichen stattgegeben; das Kammergericht in Berlin hat sie abgewiesen und die Revision zur Klärung der  

Frage zugelassen, unter welchen Voraussetzungen ein Pflegeheim für Verletzungen einzustehen hat, die sich ein  

Heimbewohner während des Heimaufenthaltes zuzieht.  

 

Der III. Zivilsenat hat die Revision der Klägerin zurückgewiesen.  

 

Zwar erwuchsen der beklagten Heimträgerin aus den jeweiligen Heimverträgen Obhutspflichten zum Schutz der 

körperlichen Unversehrtheit der ihr anvertrauten Heimbewohner. Ebenso bestand eine inhaltsgleiche allgemeine 

Verkehrssicherungspflicht zum Schutz der Bewohner vor Schädigungen, die diesen wegen Krankheit oder einer 

sonstigen körperlichen oder geistigen Einschränkung durch sie selbst oder durch die Einrichtung und bauliche 

Gestaltung des Altenheims drohten. Diese Pflichten sind allerdings begrenzt auf die in Pflegeheimen üblichen 

Maßnahmen, die mit einem vernünftigen finanziellen und personellen Aufwand realisierbar sind. Maßstab 



müssen das Erforderliche und das für die Heimbewohner und das Pflegepersonal Zumutbare sein, wobei 

insbesondere auch die Würde und die Selbständigkeit der Bewohner zu wahren sind.  

 

Im vorliegenden Fall war der Unfallhergang im einzelnen nicht mehr aufklärbar. Das Berufungsgericht hatte es 

mit Recht abgelehnt, der Klägerin Beweiserleichterungen im Sinne einer Beweislastumkehr zugute kommen zu 

lassen. Allein aus dem Umstand, daß die Heimbewohnerin im Bereich des Pflegeheims der Beklagten gestürzt 

war und sich dabei verletzt hatte, konnte nicht auf eine schuldhafte Pflichtverletzung des Pflegepersonals der 

Beklagten geschlossen werden. Darlegungs- und beweispflichtig war vielmehr insoweit die Klägerin als 

Anspruchstellerin. Nach den Besonderheiten des Falles bestand für das Pflegepersonal insbesondere kein 

hinreichender Anlaß, die Bewohnerin im Bett zu fixieren, mindestens aber die Bettgitter hochzufahren. In 

rechtsfehlerfreier tatrichterlicher Würdigung hatte das Berufungsgericht eine schuldhafte Pflichtverletzung auch 

nicht darin erblickt, daß die Mitarbeiter der Beklagten es unterlassen hatten, der Bewohnerin Hüftschutzhosen 

(Protektorhosen) anzulegen, durch die die Gefahr eines Knochenbruchs bei einem Sturz gemindert worden wäre. 

Die Klägerin hatte weder konkret vorgetragen, noch unter Beweis gestellt, mit welchem Grad an 

Wahrscheinlichkeit Verletzungen, wie sie die Bewohnerin erlitten hatte, durch das Tragen dieser 

Schutzvorrichtung zu verhindern gewesen wären.  

 

Urteil vom 28. April 2005 - III ZR 399/04  

LG Berlin - 28 O 336/02 ./. KG Berlin - 12 U 107/03  

Karlsruhe, den 28. April 2005  
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